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Schwere Vorwürfe gegen die BKW
Energieversorger soll laut Umweltbüro negative Folgen eines Solarprojekts für die Natur vertuscht haben

DAVID VONPLON, ERICH ASCHWANDEN

Die Bedenken gegen ein alpines Solar-
kraftwerk kommen für einmal von un-
gewohnter Seite. Es sind von der BKW
selber eingesetzte Gutachter, die dem
Stromkonzern massive Vorwürfe ma-
chen. Die BKW soll die Behörden im
Zusammenhang mit der alpinen Solar-
anlage Tschingel bei Schattenhalb im
Berner Oberland irregeführt und ge-
täuscht haben. Diese Beschuldigung er-
hebt ein Beratungsbüro in einem Brief
an den Berner Regierungsrat Christoph
Ammann. Die NZZ erhielt das Schrei-
ben vom 17. Januar gestützt auf das
Öffentlichkeitsgesetz.

In der Kontroverse geht es um die
Frage, wie stark die Wildtiere durch den
Bau und Betrieb der Photovoltaik-An-
lage betroffen sind, die die BKW im
Jagdbanngebiet Schwarzhorn errich-
ten will – und welche Ausgleichs- und
Ersatzmassnahmen die Energieversor-
gerin ergreifen muss, um die Umwelt-
schäden zu kompensieren. Das Umwelt-
büro führte im Auftrag der BKW Ener-
gie AG verschiedene Erhebungen und
Berichte zu Wildtieren durch.

Da es sich um eine sensible Land-
schaft handelt, spielt es eine entschei-
dende Rolle, wie der sogenannte Um-
weltverträglichkeitsbericht (UVB) aus-
fällt. Je stärker die Beeinträchtigungen
für die Wildtiere sind, umso mehr auf-
wendige Massnahmen muss der Ener-
giekonzern ergreifen. Im Dezember
2024 hat die BKW den Bericht beim
zuständigen Regierungsstatthalteramt
Interlaken-Oberhasli eingereicht. Ge-
mäss dem Büro, das für Erhebungen im
Zusammenhang mit Wildtieren verant-
wortlich war, hat das Unternehmen da-
bei getrickst.

Schutzwirkung «frei erfunden»

Im Bericht «wurden relevante Resul-
tate und Angaben zu den Wildtieren
von der BKW oder des von ihr beauf-
tragten UVB-Verfassers gelöscht, zu-
gunsten des Bauprojekts geschönt oder
in falschem Zusammenhang missver-
ständlich wiedergegeben», heisst es im
Schreiben an den Berner Energie- und
Umweltdirektor. So würden unter ande-
rem geschützte und auf der roten Liste
befindliche Tierarten im Bericht unter-
schlagen. Arten wie Schneehuhn, Bart-
geier, Steinadler und Luchs seien im Be-
richt schlicht weggelassen worden.

Auch sei die Bedeutung des Anlagen-
Standorts als Lebensraum für Gemsen
und Hirsche bewusst abgeschwächt wor-
den. Sogar als «frei erfunden» bezeich-
nen die Biologen im Brief die von der
BKW behauptete Schutzwirkung der
Anlage für gewisse Tierarten. Dies sei
im finalen Bericht hinzugefügt worden,
obwohl diese Schlussfolgerung wild-
biologisch nicht haltbar sei. Im Bericht
sind denn auch keine Ausgleichs- und
Ersatzmassnahmen für die aufgeführ-
ten Arten geplant – entgegen der Emp-
fehlung der Fachexperten.

Auch die Methoden, mit denen der
Energiekonzern angeblich zu den er-
wünschten Resultaten gekommen ist,
prangert das Umweltbüro im Schrei-
ben an den Regierungsrat an. «Wir
und weitere am UVB Beteiligte wur-
den von der BKW unter Druck gesetzt,
unsere Berichte in deren Sinn anzupas-
sen, Inhalte nicht wiederzugeben oder
stark abzuschwächen.» Konkret hät-
ten die BKW-Verantwortlichen ange-
droht, dass die Rechnung für die Auf-
wände nur bezahlt würde, «wenn die
Aussagen im Bericht entsprechend an-
gepasst würden». So sei die Rechnung
für das durchgeführte Wildkamera-
Monitoring noch ausstehend, heisst es
im Schreiben.

Das Umweltbüro betont in seinem
Schreiben, dass man nicht an die Ber-
ner Regierung gelange, um das Pro-
jekt zu verhindern. Vielmehr gehe es
darum, eine transparente Darstellung
der Ausgangslage sicherzustellen und
zu gewährleisten, dass die Berner Regie-
rung das Projekt sachgemäss beurteilen
könne.Auch wolle man verhindern, dass
das Büro selber durch die oben geschil-
derten Mängel im Bericht in Verruf ge-
raten könnte.

Die Wirtschafts-, Energie- und Um-
weltdirektion des Kantons Bern will
sich inhaltlich nicht zum Konflikt äus-
sern. Sprecherin Susanna Regli bestätigt
aber, dass der Regierungsrat Christoph
Ammann Hinweise auf Unstimmigkei-
ten im UVB erhalten habe. Da es sich
um Arbeiten im Auftrag der BKW han-
delte, habe die Direktion umgehend die
BKW informiert und sie zu Abklärun-
gen aufgefordert.

Gutachten entlastet BKW

Die harschen Vorwürfe des Umwelt-
büros haben die BKW in Aufruhr ver-
setzt. Der Sprecher Philipp Mäder er-

klärt auf Anfrage, das Unternehmen
habe nach Kenntnisnahme der Vor-
würfe am 17. Januar eine interne Unter-
suchung gestartet, um sich ein Bild
über den Sachverhalt zu verschaffen.
Einige Tage später habe das Unterneh-
men zudem die Anwaltskanzlei Baker
McKenzie beauftragt, um von unab-
hängiger Stelle die Vorwürfe zu unter-
suchen. Dazu seien sämtliche relevan-
ten Unterlagen ausgewertet und die
Projektmitarbeitenden der BKW be-
fragt worden. Überdies habe man die
Behörden angewiesen, den UVB vor-
läufig nicht zu verwenden.

Im Gutachten, das erst im Entwurf
vorliegt, kommt Baker McKenzie zum
Schluss, dass es nicht zutreffe, dass
wesentliche Inhalte des UVB irrefüh-
rend und täuschend seien. Auch seien
die am Bericht beteiligten Umwelt-
büros nicht unter Druck gesetzt wor-
den. Allerdings haben die Anwälte in
den Entwürfen Kommentare von BKW-
Mitarbeitenden festgestellt, die «unan-
gemessen und unsachlich» seien. Diese
Kommentare hätten das Gesamtergeb-
nis des Berichts jedoch nicht in relevan-
ter Weise beeinflusst.

Der Vorwurf, dass die BKW gedroht
habe, ihre Rechnungen nicht zu bezah-
len, falls der Bericht nicht im Sinne der
BKW angepasst würde, entbehrt laut
Baker McKenzie jeglicher Grundlage.
Vielmehr habe das Beratungsbüro seine
vertraglichen Verpflichtungen gegen-
über dem Auftraggeber BKW verletzt.
Das Umweltbüro habe sich geweigert,

seinen Bericht mit der BKW zu bespre-
chen, und stattdessen mit dem Schreiben
an Regierungsrat Christoph Ammann
die Eskalation gesucht.

Prestigeprojekt gefährdet

Beim Kraftwerk mit einer erwarteten
Jahresproduktion von 14 Gigawattstun-
den handelt es sich um ein Prestigepro-
jekt der BKW. Als eines von wenigen
Vorhaben aus dem mit grossen Erwar-
tungen gestarteten alpinen Solarexpress
hatte Tschingel trotz schwierigen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen bis-
her gute Realisierungschancen.

Sowohl die Alpgenossenschaft Grin-
del als Landbesitzerin wie auch die
Gemeinde Schattenhalb haben der
9 Hektaren grossen Anlage bereits zu-
gestimmt. Zahlreiche andere Projekte
in der ganzen Schweiz sind am Wider-
stand der Standortgemeinden geschei-
tert. Die BKW hat das Baugesuch im
Mai 2024 eingereicht.

Auch für die Kreise, die das Projekt
bekämpfen, geht es um viel. Als «Perle
unter den Berner Oberländer Alpen-
tälern» bezeichneten vier Organisa-
tionen aus dem Haslital im März 2024
das Reichenbachtal, wo die Anlage zu
stehen kommen soll. Die SAC-Ober-
hasli, Haslital Tourismus, die Jungfrau
Tourismus AG und der örtliche Berg-
führerverein forderten in einem offe-
nen Brief die BKW auf, auf die Reali-
sierung von Solarprojekten in diesem
Gebiet zu verzichten. In einem Brief,
über den die «Berner Zeitung» zuerst
berichtete, heisst es, diese wunderbare
Natur- und Kulturlandschaft müsse er-
halten bleiben.

Es handelt sich ausserdem um die
einzige alpine Solaranlage, die in einem
eidgenössischen Jagdbanngebiet ent-
stehen soll. Diese Gebiete dienten dem
Schutz und der Erhaltung von seltenen
und bedrohten wildlebenden Säuge-
tieren und Vögeln, schreibt das Bundes-
amt für Umwelt. Mit dem besonderen
Schutz sollen die Lebensräume der jagd-
baren Arten erhalten bleiben. Grund-
sätzliche Einwände gegen das Projekt
gibt es seitens der Behörden vor allem
vom Jagdinspektorat des Kantons Bern.
Die BKW bezeichnet diese Bedenken
jedoch als unbegründet.

Es ist offen, ob die vergiftete Kontro-
verse Konsequenzen haben wird. Das
Baugesuch für den geplanten Solarpark
Tschingel ist immer noch hängig.

Das alpine Solarprojekt Schattenhalb Tschingel Ost ist Teil einer Kontroverse, die die Berner Regierung beschäftigt. VISUALISIERUNG BKW

Schweiz an
EU-Treffen dabei
Karin Keller-Sutter reist nach Polen

HANSUELI SCHÖCHLI

Die Regierung Trump erzählt nicht nur
Unsinn. Zu den nachvollziehbaren Äus-
serungen aus Washington gehört die
Kritik, dass Europa Trittbrettfahrerin
der USA in der Verteidigung sei. Die
Schweiz war sozusagen Trittbrettfahre-
rin der Trittbrettfahrerin. Doch Trump
hat das Trittbrett weggezogen, zumin-
dest verbal. Europas Vertrauen in den
amerikanischen Schutzschild ist gebro-
chen; dieses Vertrauen dürfte auch nach
einem Regierungswechsel in Washing-
ton kaum vollständig zurückkommen.

Der europäische Kaiser ist nackt:
Eine glaubwürdige «europäische Nato»
ohne amerikanische Unterstützung
lässt sich nicht über Nacht aufbauen.
Viele Länder rüsten auf, und gleich-
zeitig suchen die Europäer nach mehr
Effizienz. Eine Europäisierung könnte
dank Skalenerträgen und Vermeidung
von Doppelspurigkeit grosse Effizienz-
gewinne bringen, doch die Verteidi-
gungspolitik gehört zum Kern des Kerns
von Nationalstaaten.

Idee für Verteidigungsfonds

Laut einem Bericht des Nachrichten-
portals «Politico» wird das informelle
Treffen der Finanz- und Wirtschafts-
minister der EU-Länder diesen Frei-
tag in Warschau die Idee eines neuen
europäischen Verteidigungsvehikels
diskutieren – unter Beizug von Minis-
tern aus der Schweiz, aus Norwegen
und aus dem Vereinigten Königreich.
Die Brüsseler Denkfabrik Bruegel hat
dazu am Montag eine Analyse zuhan-
den des Ministertreffens publiziert. Der
Vorschlag ist angelehnt an den Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus, der
als Folge der Finanzkrise von 2008
entstanden war. Laut Bruegel könnte
das vorgeschlagene Vehikel in gewis-
sen strategischen Bereichen als exklu-
sive Quelle für Planung, Einkäufe und
Finanzierung dienen. Das Vehikel wäre
auch für Nicht-EU-Länder offen; vor-
gesehen wären Mitgliederbeiträge in
Form von Quoten.

Das Bruegel-Papier enthält indes
auch weniger weitgehende Vorschläge –
zum Ausbau bestehender Kooperations-
vehikel wie der Europäischen Verteidi-
gungsagentur. Konkrete Beschlüsse sind
für den Freitag nicht zu erwarten. Das
informelle Treffen soll dem Meinungs-
und Informationsaustausch dienen.

In Bern hat das Finanzdepartement
(EFD) am Montag per Medienmittei-
lung bestätigt, dass Bundespräsidentin
Karin Keller-Sutter teilnehmen werde.
Die «erstmalige Einladung» zu einem
solchen Treffen der EU-Minister hat
die Schweiz laut EFD im vergangenen
Jahr von Polen erhalten, das derzeit die
EU-Rats-Präsidentschaft führt. Polen ist
in der gleichen Stimmrechtsgruppe wie
die Schweiz beim Internationalen Wäh-
rungsfonds und der Weltbank.

«Noch keine Beurteilung»

Das EFD sagte auf Anfrage, dass sich
die Schweiz bei diesem Treffen nicht
an Diskussionen über einen europäi-
schen Verteidigungsmechanismus be-
teiligen werde. Im Verteidigungsdepar-
tement hiess es, man prüfe laufend, in-
wiefern neue Initiativen von Interesse
sein könnten. Und: «Bezüglich eines all-
fälligen Rüstungsfonds liegt noch keine
Beurteilung vor.»

Es würde jedenfalls nicht unbedingt
erstaunen, wenn die Schweiz früher oder
später mit europäischen Forderungen
zur Mitfinanzierung von Verteidigungs-
projekten konfrontiert wäre.

Auch für die Schweiz sind europäi-
sche Gremien in Sachen Verteidigung
nicht zwingend ein Tabu. Im Oktober
2004 unterzeichnete die Schweiz die
Beitrittserklärung zur European-Sky-
Shield-Initiative. Diese soll namentlich
eine stärkere Koordination in Sachen
Beschaffung, Ausbildung und Logistik
zur bodengestützten Luftverteidigung
ermöglichen. Jener Beitritt ist laut Bun-
desrat vereinbar mit der Schweizer Neu-
tralität – nicht zuletzt wegen eines neu-
tralitätsrechtlichen Vorbehalts.

Streit um alpine Solaranlage
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